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ARBEITSMARKTPOLITIK

Juergen B. Donges*

Arbeitsmarkt und Lohnpolitik in 
Ostdeutschland

Die Lage am ostdeutschen Arbeitsmarkt ist prekärer als zu Beginn des Einigungsprozesses 
erwartet. Welchen Beitrag können die Tarifpartner, eine Deregulierung 

des Arbeitsmarktes und die staatliche Arbeitsmarktpolitik zur Überwindung 
der Arbeitslosigkeit in den neuen Bundesländern leisten?

S eit der Vereinigung Deutschlands verzeichnen die 
neuen Bundesländer starke Beschäftigungseinbu­

ßen. Sie sind erstmals in der Nachkriegsgeschichte mit 
offener Arbeitslosigkeit konfrontiert, Ende April 1991 wa­
ren es 837000 Menschen, was einer Arbeitslosenauote 
von 9,5% entspricht (Westdeutschland: 5,5%); hinzu 
kommerTTIvini. Kurzarbeiter. Der Sachverständigenrit 
rechnet mit 1,7 Mill. Arbeitslosen und weiterhin 2 jyiiH- 
Kurzat^terjüjis^uirrJahresende (insgesamt knapp 
40% aller dortigen Erwerbspersonen)'; ein ebenso dra­
matisches Bild zeichnen die fünf großen Wirtschaftsfor­
schungsinstitute in ihrer jüngsten Gemeinschaftsdia­
gnose2. Eine gewisse Entlastung bringen die Pendler­
ströme von Ost- nach Westdeutschland (etwa eine Vier- 
telmillion Erwerbstätige), wobei allerdings zu berücksich­
tigen ist, daß dies konjunkturbedingt ist und bei einer Ab­
schwächung der Konjunkturentwicklung in Westdeutsch­
land den Berufspendlern der Arbeitsplatz hier nicht mehr 
sicher ist.

In der ehemaligen DDR war dieses Problem unbe­
kannt. Niemand war arbeitslos gewesen. Den staatlichen 
Planvorgaben entsprechend wurden allen Erwerbstäti­
gen Arbeitsplätze zugewiesen, Kündigungen waren weit­
gehend ausgeschlossen. Mit Vollbeschäftigung im öko­
nomischen Sinne hatte dies freilich nichts zu tun. Prak­
tisch alle Betriebe und die öffentliche Verwaltung „be­
schäftigten“ weitaus mehr Personal als sie wirklich 
brauchten, bei vielen Arbeitnehmern lag das Wertgrenz­
produkt deutlich unterhalb des Lohnes. Vor dem Inkraft­
treten des Staatsvertrages zur Währungs-, Wirtschafts­
und Sozialunion war das Ausmaß der verdeckten Arbeits­
losigkeit auf 15% der Erwerbstätigen und mehr geschätzt 
worden3.

Prof. Dr. Juergen B. Donges, 50, ist Direktor des 
Instituts für Wirtschaftspolitik an der Universität zu 
Köln und Vorsitzender der Deregulierungskommis­
sion.

Daß mit dem Übergang von der sozialistischen Plan­
wirtschaft zu einer marktwirtschaftlichen Ordnung die 
ehemals verdeckte Arbeitslosigkeit unweigerlich in of­
fene Arbeitslosigkeit transformiert würde, war zu erwar­
ten. Die Chance für eine „sanfte“ Anpassung des ostdeut­
schen Arbeitsmarktes an die neuen ordnungspolitischen 
Bedingungen gab es nicht, bedenkt man, wie wenig 
marktfähig im freien Wettbewerb große Teile des Güter­
sortiments der Unternehmen aus Gründen unzureichen­
der Qualität und Kundendienstleistungen waren und als 
wie vergreist sich der gesamtwirtschaftliche Kapitalstock 
technologisch und ökonomisch entpuppte. Bei drasti­
schen Absatzverlusten geht die Produktion zurück und 
bricht auch die Beschäftigung zusammen, bevor im Zuge 
der Revitalisierung der Wirtschaft positive Bewegungen 
auf dem Arbeitsmarkt dominant werden. Horst Siebert hat 
in diesem Zusammenhang treffend von der „J-Kurve der 
Beschäftigung“ gesprochen4.

Die Lage auf dem ostdeutschen Arbeitsmarkt ist frei­
lich prekärer als zu Beginn des Einigungsprozesses ge­
dacht. Möglicherweise ist der Anpassungsdruck ver­
schärft worden, weil die Währungsumstellung 1 zu 1 bei 
den Löhnen die Arbeitskosten erhöhte und die neuen kol­
lektiven Tarifverträge zu kräftigen Lohnsteigerungen in 
der Breite führten. Vermutlich sind stabilisierende Ge­
genkräfte im Anpassungsprozeß, das heißt das Entste-

* Vortrag auf der Jahrestagung der Arbeitsgemeinschaft wirtschafts­
wissenschaftlicher Forschungsinstitute am 14./15. Mai 1991 in Bonn. 
Die dort gehaltenen Vorträge sowie eine Zusammenfassung der Dis­
kussion werden demnächst in Heft 39 der Beihefte zur Konjunkturpolitik 
bei Duncker & Humblot veröffentlicht.

1 Vgl. Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftli­
chen Entwicklung: Marktwirtschaftlichen Kurs ha lten-Z ur Wirtschafts­
politik für die neuen Bundesländer, Sondergutachten, 13. April 1991.

2 Vgl. Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung u.a.: Die Lage der 
Weltwirtschaft und der deutschen Wirtschaft im Frühjahr 1991 (Ge­
meinschaftsdiagnose), Essen 1991 (April).

3 Vgl.Joachim G ü r t l e r  u.a.: Verdeckte Arbeitslosigkeit in der DDR, 
Ifo-Studie zur Arbeitsmarktforschung, Nr. 5, München 1990.

4 Vgl. Horst S i e b e r t :  Lang- und kurzfristige Perspektiven der deut­
schen Integration, in: Die Weltwirtschaft, Heft 1 (1990), S. 49-59.
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hen neuer, rentabler Arbeitsplätze in Ostdeutschland zu 
langsam zum Tragen gekommen, weil westdeutsche und 
ausländische Investoren wegen der vielfach ungeklärten 
Eigentumsverhältnisse, der schwer kalkulierbaren Risi­
ken aus ökologischen Altlasten, des großen Rückstandes 
in der Infrastrukturausstattung einschließlich der bekann­
ten Unzulänglichkeiten der wirtschaftsnahen Verwaltung 
und wegen der bei Betriebsübernahmen drohenden Per­
sonalkosten aus Beschäftigungsgarantien verunsichert 
waren oder weil mancher unter ihnen angesichts der poli­
tischen Debatten um die angemessene Wirtschaftsförde­
rung auf weitere staatliche Hilfen setzte.

Doch all dies ändert nichts an der Diagnose, daß das 
HochscRneNerTaeTArbeitslosigkeit in den neuen Bun- 
d e s jäT O ß rrr^^^rn ]g roß ^J iin3B e iän9sProbleme 
widerspiegelt und insoweit hinzunehmen iitr^QtaEeneT 
eine vielleicht mildere Form des Übergangs -  durch die 
Abwertung der ..DDR ,Mark ,gegenübe7'B^' D'-f^arF^def 
durch'ein Iangsarrier.esJem po.biinf^B^^gsprSeß--- 
schied unter den obwaltenden politischen Verhältnissen- 
im In- und Ausland aus. Dies übersehen odeTverSChweK 
gen die damaligen Kritiker der beiden Staatsverträge, die 
sich heute angesichts der desolaten Lage in Ostdeutsch­
land so bestätigt fühlen.

Die entscheidende Frage ist jetzt, wie lange der Über­
gang währt, wann die Talsohle am Arbeitsmarkt durch­
schritten wird, ob nach einer spürbaren Trendwende be­
stimmte Personengruppen von Arbeitslosigkeit beson­
ders bedroht bleiben. Prognosen hierzu gibt es zwar 
viele, aber viel besagen sie nicht, jedenfalls können sie 
nicht für sich beanspruchen, auf theoretisch solidem 
Grund zu bauen oder durch Erfahrungswissen erhärtet zu 
sein. Wenn die ganze Volkswirtschaft der ehemaligen 
DDR zu einem Sanierungsfall geworden ist und vollkom­
men transformiert werden muß, versagen die herkömmli­
chen Prognosetechniken. Wie auch immer: Für die künf­
tige Beschäftigungsentwicklung in Ostdeutschland wird 
viel davon abhängen, wie die Tarifpartner lohnpolitisch 
verfahren und wie funktionsfähig der Arbeitsmarkt ge­
macht wird. Hierzu einige Anmerkungen.

Die Nachfrage nach Arbeitskräften wird maßgeblich 
vom tohn, von den Lohnrelationen und vom Lohn-Zins- 
Ve r halfhis’gesteuertG ewiß: Die staatliche Wirtschafts­
politik übt auch Einfluß auf die Arbeitsmarktentwicklung 
aus, und insoweit machen die Förderprogramme zu­
gunsten der neuen Bundesländer, macht besonders die 
Privatisierungspolitik der Treuhandanstalt Sinn -  was 
nicht heißt, daß alles, was hier geschieht, ökonomisch 
vernünftig ist. Aber: Die Hauptverantwortung für den Be­
schäftigungsstand tragen in einer marktwirtschaftlichen 
Ordnung zuallererst die Tarifvertragsparteien. Stellten 
sie sich dieser Verantwortung nicht, so käme dies einem 
Versagen der Tarifautonomie gleich.

Das Dilemma der Lohnpolitik

Von der Tarifautonomie verantwortungsbewußt Ge­
brauch machen hieße, in den Tarifverträgen Lohnsteige­
rungen vereinbaren, die mit der Zunahme 3er durch- 
schnittllehen^lffieitsproduktivität im Wirtschaftsgebiet 
der ehemaligen DDR im JEinklang stehen (von den 
schwierigen Meßproblemen sei hier abgesehen). Preis­
steigerungserwartungen könnten in Form eines Auf­
schlags berücksichtigt werden, doch aus stabilitätspoliti­
schen Gründen müßte dieser Aufschlag unterhalb der für 
die Laufzeit des Tarifvertrages prognostizierten Infla­
tionsrate bleiben. Einen Lohnausgleich JürJSteuererhö- 
hungen oder für durpU dieJErhöljung indirekter Steuern 
bewirkte Preissteigerungen., kann, es.nicht aeben -  die 
reale Einkommensumverteilung zum_Fiskus hin ist vom 
Staat gewbllt-, auch nicht eine Kompensation in den Löh­
nen füfcif§*ftiihebung der Wohnungsmieten, die erforder­
lich ist, sollen die Sanierung und der Neubau von Woh­
nungen in Gang kommen. Wenn sich die Terms of Trade 
verbessern, zum Beispiel als Folge sinkender Ölpreise, 
vergrößert sich der Spielraum für (kostenniveauneutrale) 
Lohnanhebungen; er verringert sich freilich in dem Maße, 
wie die Kapitalkosten je Produkteinheit langfristig, das 
heißt wachstumsbedingt, steigen und gewährleistet sein 
muß, daß Sachinvestitionen, die selbst wiederum eine 
Voraussetzung für weiteren Produktivitätsfortschritt ±>ei
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wieder zunehmendem Beschäftigungsstand sind, im ge­
botenen Umfange stattfinden. Soweit die Leitvorstellung.

Ökonomen haben für möglichst produktivitätsgerechte 
Lohnabschlüsse geworben, Gehör fanden sie nicht. In 
den neuen Bundesländern haben die Löhne den Konnex 
mit der Arbeitsproduktivität vollkommen verloren, in der 
Lohnpolitik „scheinen alle Dämme gebrochen zu sein“, 
wie es in der jüngsten Gemeinschaftsdiagnose der Insti­
tute heißt5. Für die Unternehmen sind die Löhne zu hoch, 
entsprechend schwach ist die Arbeitsnachfraae. Produk- 
tivitätsgerechte Löhne, die zur Wettbewerbssituation der 
ostdeutschen Wirtschaft paßten, wären freilich aus der 
Sicht der Arbeitnehmer zu niedrig, die qualifiziert und mo-
bir sihTünd'deshälB'liire'ÄTbertsreistuna im Westen zu 
den hiesigen Löhnen anbieten können. Sie wären auch zu 
niedrig“’ um' bei "tfem" einzelnen ÄrbeitnehmeF'dieTei- 
stungsmotivätiönzü'sfeigern^wasfür'BieRevitalisierung 
deröstäeüfscHen’Wirtschäff'unvefzicffi 
duktivitätsgerecht'e' LÖfu^wären schließlich zu niedrig 
unter äem Öesic Ife W riW B g ^  Im
geeinten Deutschland, bedenkt man, wie kraß der Ein­
kommensrückstand in den neuen Bundesländernaegen-......................................     I■ I u

über den alten ist, selbst wenn man berücksichtigt, daß 
wegen des im Osten niedrigeren Preisniveaus bei den 
überregToharhTcFit Kandel baren Gütern die Reallohnun- 
terscTiiede kieiner waren und sind als die Nominallohnun- 
terschiede und daß aus Gründen der Steuergrogression 
der Abstand bHBen NettovQrdieosteaggriog§rjst.als,bei 
den Bruttoverdiensten.

Das Problem der Arbeitskräftewanderung

Wie sich die im Falle einer produktivitätsorientierten 
Lohnentwicklung zu erwartende Abwanderung von Ar­
beitskräften auf die ostdeutsche Wirtschaft auswirken 
würde, läßt sich schwer sagen. Einerseits: Wandern Ar­
beitskräfte ohne oder mit nur geringer Qualifikation, die 
zudem arbeitslos sind, ab, steigt unter sonst gleichblei­
benden Bedingungen das gesamtwirtschaftliche Wohl­
fahrtsniveau in den neuen Bundesländern. Es würden 
weniger Arbeitssuchende um die noch knappen neuen 
Arbeitsplätze konkurrieren, die Wertgrenzproduktivität 
der Beschäftigten stiege, und der Spielraum für Realein­
kommenserhöhungen vergrößerte sich entsprechend.

Soweit die Abwanderung temporär ist, und die Übersied­
ler sich in Westdeutschland beruflich fortbilden, würden 
die neuen Bundesländer später, bei der Rückwanderung, 
sogar einen Gewinn in Form vermehrten Humankapitals 
erzielen. Andererseits: Wandern qualifizierte Arbeit§.- 
kräfte ab, auch wenn sie einen Arbeitsplatz in einem ost- 
deutsghen fcteffretrtTaBSfTTcänr^^ Wohl-
fahrtsnivsgaTrragrfiTeuef^ sinken, zumal
wenn das ̂ ^ e J ^ J£OT^^^g^tc^^^i|ijdyecteagEsaltgEacll- 
kräften unelastisch ist. Je komplementärer die Tätigkeit 
der Übersiedler zu der der daheimgebliebenen Arbeits­
kräfte ist, um so wahrscheinlicher werden Effizienzeinbu­
ßen im Einsatz dieser Arbeitskräfte und weitere (ange­
botsseitige) Einbrüche in der Produktion. Die Perspekti­
ven für eine aktive Sanierung der ostdeutschen Wirt­
schaftsregionen würden sich noch mehr eintrüben, weil 
aus der Sicht potentieller westdeutscher und ausländi­
scher Investoren die Standortqualität dieser Regionen 
sinkt, wenn durch einen Übersiedlerstrom die dortige 
Ausstattung mit Wissenschaftlern und Forschern, Inge­
nieuren und Technikern, Managern und Facharbeitern, 
Ärzten und Lehrern leidet. Was Ostdeutschland an be­
reits vorhandenem Humankapital entzogen würde, 
könnte gesamtwirtschaftlich stärker zu Buche schlagen 
als der Zuwachs an Wissen und Fertigkeiten durch Rück­
wanderung. Zwar sollte die Sorge nicht übertrieben wer-

——  i n i ■■ . — ............-  -j— Ä* r  •

5 Vgl. Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung u.a., a.a.O.

6 An Hand eines Simulationsmodells illustriert Raffelhüschen, daß bis 
zum Jahre 1995 bis zu 1,5 Mill. Personen (15,6% des ostdeutschen Er­
werbspersonenpotentials von 1988) in die alten Bundesländer abwan­
dern könnten, wenn nicht bald die aktive Sanierung der ostdeutschen 
Wirtschaftsgebiete in Gang kommt. Vgl. Bernd R a f f e l h ü s c h e n :  
Wanderungen von Erwerbspersonen im Vereinigten Deutschland -  Ei­
nige Educated Guestimates, Diskussionsbeiträge aus dem Institut für 
Finanzwissenschaft, Universität Kiel, Nr. 32 (1991).

7 Vgl. Frankfurter Institut für wirtschaftspolitische Forschung (Kronber­
ger Kreis): Wirtschaftspolitik für das geeinte Deutschland, Bad Hom­
burg v.d.H. 1990.

den; die Mobilität der .ostdeutschen Arbeitnehmer ist 
nicht unbeschränkt hoch. Aber ein schwieriges Problem 
ist die ÜbersledieffragS aüfmIttleTe'Sicht 'änörffäl®.’

Übermäßige Lohnanhebungen

Das Dilemma für die Lohnpolitik ergibt sich also dar­
aus, daß sie unter Bedingungen der freien Ost-West- 
Wanderung in unserem Lande betrieben werden muß7. 
Konzentriert sie sich auf die Angebotsseite des Arbeits­
marktes, das heißt drängt sie auf rasche Anpassung der 
Löhne und Arbeitsbedingungen an das westdeutsche Ni­
veau trotz des auf absehbare Zeit bestehenden Produkti­
vitätsgefälles, so verteuert sie den Produktionsfaktor Ar­
beit, sie zwingt die (sanierungsfähigen) Betriebe zu Ent­
lassungen, sie schreckt neue Investoren ab und sie gibt 
denen, die gleichwohl investieren wollen, Anreize, Fehl­
anreize wohlgemerkt, zur Errichtung übermäßig kapital­
intensiver Produktionsstätten. Fürwahr, die Arbeitspro­
duktivität paßt sich derzeit an dieTfeafiohnansprüche an, 
aberliiJräts“stätTstiscTi"ggfTlgs'geTTe '̂Äggregat, kurzum: 
auf besonde?^ch^erzRafte'WeTsS7Tril'Sptegel hoher Är- 
beitslösigkeitT ^ese"^rbeitsiosigkeit zwingt dann ihrer- 
seits”wre3e7zur Abwanderung von Teilen der Bevölke­
rung nach Westen. Damit schließt sich ein Teufelskreis.

Es war wohl unvermeidlich, daß vor und nach der 
deutsch-deutschen Währungsunion die Löhne in zwei 
SchuHerTRraf{^erRolRi wurden (um etwa 40%). Das wa­
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ren politische Lohnrunden. Es ist aber ein Fehler. ein ganz 
und gar nicht verantwortungsvolles Gebrauchmachen 
von derTarifautonomie, daß in den diesjährigen Lohnrun- 
den der Angleichungsdruck kollektiv v e isiädclJA/jrri. auch 
nocfi'rriiTdem öffentlichen Dienst und anderen Dienstlei- 
stungsberiicRerrai^^TreiteirTn verschiedenen Brärv" 
ehernst bereits fest vereinbart worden, daß bis 1994 die 
tariflichen Löhne und Gehälter in den neuen Bundeslän­
dern voll an die vergleichbaren westdeutschen Tarifent­
gelte herangeführt werden. Dies wird dort nur jenen Ar­
beitnehmern nützen, die privilegiert sind, weil sie einen 
entsprechend rentablen Arbeitsplatz haben; in ihren Be­
schäftigungschancen stark beeinträchtigt sind dagegen 
die vielen anderen, die Arbeit suchen8.

Angesichts der vielfältigen Hemmnisse für einen an­
haltenden Investitionsanstieg in der Breite, wie unge­
klärte Eigentumsfragen, Infrastrukturmängel, Umweltalt­
lasten, Verwaltungsmängel und andere Standortnach­
teile, die zu beseitigen Zeit braucht, kann nicht als sicher 
gelten, daß das Produktivitätsgefälle zwischen West und 
Ost binnen weniger Jahre eingeebnet sein wird. Die Pro­
duktivitätslücke wird kleiner sein als heute, aber eine 
deutliche Kluft wird es noch geben. Wenn dann trotzdem 
demnächst in den östlichen Bundesländern Westlöhne 
zu zahlen sind, programmiert man schon heute für dort 
eine relative Verteuerung des Produktionsfaktors Arbeit. 
Obwohl bei den Lohnnebenleistungen (noch) keine volle 
Anpassung an die westdeutschen Regelungen vereinbart 
wurde, wird sich wegen des Produktivitätsrückstandes im 
Osten eine Lohnlücke herausbilden, die dann in einem 
langwierigen und schmerzhaften Prozeß abgebaut wer­
den muß.

Die Erfahrungen in der alten Bundesrepublik nach der 
Lohnexplosion der siebziger Jahre, die zu einer Überhö­
hung des allgemeinen Lohnniveaus geführt hatte, sind 
ein warnendes Beispiel. Es entstand damals eine hohe 
Arbeitslosigkeit, und trotz lohnpolitischer Zurückhaltung 
und der guten Konjunktur in den achtziger Jahren ist die 
Arbeitslosenquote immer noch deutlich höher als da­
mals, und die Arbeitslosigkeit verharrt bei bestimmten 
Gruppen von Arbeitnehmern auf hohem Niveau9. In den 
neuen Bundesländern ist die Gefahr akut, daß sich als 
Folge der flächendeckenden Stufentarifverträge die der­
zeit bereits bestehenden Ungleichgewichte am Arbeits­
markt verspannen, daß also „Hysterese-Effekte“ auftre- 
ten und aus einer transformationsbedingten Übergangs- 
arbeitslosigkeit Langzeitarbeitslosigkeit wird.

Für die kräftigen Lohnanhebungen werden im allge­
meinen zwei Argumente ins Feld geführt:

□  Die Massenkaufkraft solle gestärkt werden, damit die 
Nachfrage expandiere mit der Folge einer wieder steigen­

den Kapazitätsauslastung und zunehmenden Beschäfti­
gung (Kaufkrafttheorie des Lohnes).

□  Die Leistungsbereitschaft der Arbeitnehmer solle er­
höht werden, damit die Umstrukturierung der Wirtschaft 
möglichst rasch vorankomme und auf diese Weise neue 
Arbeitsplätze geschaffen werden können (Theorie des 
Effizienzlohns).

Das Kaufkraftargument

Das Kaufkraftargument, das vor allem von den Ge­
werkschaften vorgebracht wird, läßt wesentliche Aspekte 
außer acht: Lohnerhöhungen, die über den Produktivi- 
tätszuwachs hinausgehen, führen immer auch zu..einer 
Kostensteigerung. .Kommt-es-daraufhirviu^ieissteige- 
runqenTsogibLeskeinmoder.keinennennenswerten An­
stieg äer,realen Kaufkraft der Lohnempfänger, wohl aber 
insoweit eine Minderung der Kaufkraft bei den Sparern, 
den Rentnern und anderen Empfängern von Transferlei­
stungen, wie diese Einkommen nicht an die Inflationsrate 
angepaßt werden. Der Kaufkrafteffekt der Lohnsteige­
rung verpufft weitgehend unter diesen Bedingungen. 
Kommt es nicht zu Preissteigerungen, etwa weiI der Wett­
bewerb oder die Geldpolitik.diaÜhewälzunosspielrä^ 
klein halten. Ist auch nicht mit einer .nachhaltigen Stimu­
lierung der Beschäftigung zu rechnen. Denn bei den Un- 
ternehrnen verbleibtdie Kostenbelastung. Diese liegt der­
zeit schon über dem Bruttolohn als Folge der Arbeitge­
berbeiträge zur Sozialversicherung, und die Schere zwi­
schen den Arbeitskosten und dem ausgezahlten Lohn 
wird sich weiter öffnen, sobald die Unternehmen von Ge­
setzes wegen oder durch Tarifvertrag gehalten die im We­
sten üblichen Zusatzleistungen an die Beschäftigten zu 
finanzieren haben. Lohnkostendruck zählt zu den maß­
geblichen Faktoren, die Unternehmen zur Einsparung 
von Arbeitskräften, sprich Rationalisierungsinvestitio­
nen, drängen. Im übrigen ist der Kosteneffekt einer Lohn­
steigerung bei den Unternehmen in der Regel höher als 
deren Einkommenseffekt bei den Arbeitnehmern. Auch 
die Arbeitnehmer in Ostdeutschland sparen einen Teil ih­
rer Nettoeinkommen, besonders aber geben sie viel für 
den Kauf von Gütern aus Westdeutschland und dem Aus­
land aus; dies gilt namentlich für Ge- und Verbrauchsgü­
ter10.

8 Ein entsprechender Stufenplan ist derzeit fest vorgesehen für die 
Elektroindustrie, die Metallindustrie und die Stahlindustrie. In anderen 
Branchen sind ähnliche Bestrebungen im Gange. Wird dies allgemeine 
Praxis, so werden die ostdeutschen Nominallöhne bis 1994 um 20 bis 
30% je Jahr steigen je nach Ausgangsniveau und unter der Annahme, 
daß der jahresdurchschnittliche Tariflohnanstieg in den alten Bundes­
ländern 5% beträgt.

9 Vgl. Karl-Heinz P a q u e :  Wage Gaps, Hysteresis and Structural
Unemployment-The West German Labour Market in the Seventies and 
Eighties, Institut für Weltwirtschaft, Kieler Arbeitspapiere, Nr. 358 
(Februar), 1989.
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Im ganzen ist von dem Kaufkraftargument beschäfti­
gungspolitisch wenig zu halten. Dies belegt auch die Er­
fahrung' 1. So wie in der Alt-Bundesrepublik und anderswo 
Versuche, die Nachfrage durch Lohnerhöhungen zu sti­
mulieren, keine tragfähige Strategie waren, sind auch in 
den neuen Bundesländern auf diese Weise kaum Dauer­
arbeitsplätze zu schaffen. Daran ändert auch nichts der 
Umstand, daß der Auslastungsgrad der Sachkapazitäten 
nieong ist. uenn diese Unterauslastung istTiiclifHäs'tr- ~ 
gebnisTjmeFkc^nkturellen NachfrageschwäcTTeTiieTst 
nicht keynesiamsch, sie ist vielmehr im wesentlichen an- 
gebötsBedfrigt, gleichsam Ausdruck der technischen und~~ 
ökonomischen O t̂eoieszFnz des Kapitaistocks im verar­
beitenden- Ge^^Be und irider Bäu wfrt schält .’Eswi rd sta- 
tistisch als Kapazität gezählt, was für die Herstellung 
marktfähiger Produkte kaum noch geeignet ist. Daher 
werden, soweit überhaupt Lohnerhöhungen ostdeut­
schen Unternehmen als zusätzliche Nachfrage zufließen, 
Preisanhebungen nicht ausbleiben -  mit entsprechenden 
Realeinkommenseinbußen als Folge.

Das Motivationsargument

Daß die starken Lohnerhöhungen anreiztheoretisch 
legitimiert werden könnten, ist auch nicht einleuchtend. 
Unstreitig ist, daß der Lohn nicht nur eine Marktaus­
gleichsfunktion hat, sondern auch eine Motivierungsfunk­
tion. Die Motivierungsfunktion ist vor dem Hintergrund 
des Umstandes zu sehen, daß die Arbeitsverträge typi­
scherweise unvollständige („relationale“) Verträge sind, 
das heißt, die zu erbringende Arbeitsleistung kann nicht 
im voraus detailliert festgelegt werden, und eine konti­
nuierliche Abstimmung von Arbeitsleistung und Entloh­
nung ist nicht oder nur unter Inkaufnahme sehr hoher 
Überwachungskosten möglich. Arbeitnehmer könnten zu 
„Bummelei“ und „Drückebergerei“ neigen. Arbeitgeber, 
die dieses Risiko ausschalten wollen, werden bei der Ent­
lohnung einen „Vertrauensvorschuß“ gewähren, eben Ef­
fizienzlöhne, die deutlich über den markträumenden Löh­
nen liegen.

Wenn freilich der einzelne Arbeitaeber-saaen wir eine 
westdeutsche Bank, die in den Osten des Landes expan­
dieren will, aus eigenem Kalkül heraus Effizienzlöhne 
bieten kann, bedarf es nicht der Lohnanhebungen in der 
Brertedurcif äen'^öIlekFveiTl^v^rtraglJberhaupt gibt

 r - | i i i .1. i i.i .n-   i l iim l l i  r IT- i

es verschiedene unternehmerische Strategien, um mit 
dem Motivationsproblem fertig zu werden -von der Kün- 
digungsdrohungnachgeltendemRechtinrFalle.tier.LerC" 
stungsverwefgerung über die Eröffnung von Aufstiegs-

10 Vgl. Deutsches Institutfür Wirtschaftsforschung, Institut für Weltwirt­
schaft: Gesamtwirtschaftliche und unternehmerische Anpassungspro­
zesse in Ostdeutschland, Erster Bericht an den Bundesminister für 
Wirtschaft, in: DIW-Wochenbericht, Nr. 12/91, und Kieler Diskussions­
beiträge, Nr. 168 (März), 1991.

möglichkeiten im Betrieb bei guter Arbeitsleistung bis hin 
zu''S©rTtorrtätsregelangenr'onteräenen den Arbeitneh- 
merri ein'mif der BetriebS2Dgeh'öng'Rett*steTgender Lohn 
versprochen' wird.'*Kollektrve'TanflÖfinerfiöKun^eh sind 
hierbei eher ein Hindernis, zumal sie, anreiztheoretisch 
betrachtet, zu wenig Rücksicht darauf nehmen, daß auch 
in der Arbeitswelt der neuen Bundesländer die Wirksam­
keit und Kosten der Überwachung von Arbeitsleistungen 
erheblich differieren dürften von Branche zu Branche, 
von Unternehmen zu Unternehmen und von Arbeitsplatz 
zu Arbeitsplatz.

Man kann von der Lohnpolitik nicht Unmögliches for- 
dern. Insbesondere kann man nicht verlangen, daß sie 
den östgeüfSClien WtfrScTr§ffsraum,_zu. einemldaueriiaf^ 
ten..Niedrialohngebiet“ macht ..das dann im Wettbewerb 
mit südeuropäischen Standorten das international mobile 
Kapital anzulocken versucht. Was man aber von den Ta­
rifvertragsparteien erwarten kann, ja muß, ist, daß sie den 
realwirtschaftlichen Gegebenheiten in den neuen Bun­
desländern soweit wie irgend möglich Rechnung tragen. 
Die Tarifautonomie wird strapaziert, wenn die Sozialpart­
ner in den Tarifverhandlungen auf die gewaltigen Be­
schäftigungsprobleme in den einzelnen Branchen und 
Regionen Ostdeutschlands zuwenig Rücksicht nehmen, 
nur die (privilegierten) Arbeitsplatzinhaber im Auge ha­
ben und die von Entlassung bedrohten Arbeitnehmer 
bzw. die bereits Arbeitslosen dem Staat, sprich Steuer­
zahler, überantworten: durch das Einfordern von allge­
meinen Lohnsubventionen, großzügigen Kurzarbeiterre­
gelungen, pauschalierten Sozialplanzahlungen, speziel­
len Beschäftigungsprogrammen, flächendeckenden Be­
schäftigungsgesellschaften und dergleichen mehr. Öko­
nomisch gesehen ist dies sehr bedenklich -  wegen der 
vielfältigen unerwünschten Nebenwirkungen, „moral ha- 
zard“-Probleme eingeschlossen. Dies gilt auch für Forde­
rungen, die nicht sanierungsfähigen und deshalb unver­
käuflichen Unternehmen im Staatsbesitz zu halten, statt 
sie stillzulegen.

Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände sollten ei­
nen Konsens darüber anstreben, daß der wichtigste Maß­
stab für Tariflohnanhebungen nicht (mehr) die Lohnent­
wicklung in Westdeutschland sein darf. Orientierung muß 
jetzt stärker von den sektoralen, regionalen und betriebli­
chen Unterschieden im Produktivitätsniveau, In den 
Wachstumsaussichten, im Beschäftigungsstand und in 
den Knappheitsverhältnissen im Osten Deutschlands

11 Unter bestimmten modelltheoretischen Konstellationen läßt sich 
zwar der Nachfrageeffekt von Lohnerhöhungen als dominant abbilden, 
doch realitätsnah sind diese Konstellationen nicht. Vgl. Helmut 
S c h u s t e r ,  Christoph W e i ß :  Lohnhöhe und Beschäftigung. Kauf­
kraft und Kostenargument, in : Zeitschrift für Wirtschafts- und Sozialwis­
senschaften, 111. Jg. (1991), Heft 1, S. 55-64.
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kommen. Abgesehen davon, daß bei Manteltarifverträ­
gen das westdeutsche Regelwerk fürs erste nicht über­
nommen werden sollte, um von dorther keinen zusätzli­
chen Kostendruck zu erzeugen, muß vor allem Raum ge­
schaffen werden für eine ökonomiscjivemünftige Lohn- 
differenzierung nach Regionen, Branchen. Unternehmen 
und beruflT6hen Qualifikationea,der..Arbeitnehmer.12.

□  Ein geeigneter Weg hierzu ist der betriebsnahe Tarif­
vertrag. Er ermöglicht es, die Marktsituation des jeweili­
gen Unternehmens angemessen zu berücksichtigen und 
im beiderseitigen Interesse von Arbeitgeber und Arbeit­
nehmer Vereinbarungen zu treffen, die Entlassungen ver­
meiden helfen und Neueinstellungen möglich machen.

□  Hält man am .System der flächendeckenden Ver- 
bandstarifverträae fest, so besteht die Aufgabe dänruiie 
Tariflöhne nur moderat,ansteigen z inassei^ö'ffalVsicli.. 
über die Uahrdrift eine möglichst marktgerechtaPifferen- ~ 
zierung„der.Effektivlöhne herausbilden kann. „Marktge­
recht“ heißt: Knappen, qualifizierten und mobilen. Ar­
beitskräften müssen hohe Löhne (gleichsam„Bleibelöh- 
ne“) gezahlt werden, während die reichlich vorhandenen 
und iiWmöHie^Arbeitskräfte yergleichsweise-weniger.» 
verdienen.~Sobald der wirtschaftliche Aufholprozeß in 
den neuen Bundesländern beginnt und der_dann.zu.er- 
wartende ProduktTvitäfsschub' ei nsetzi hätten die Ge­
werkschaften den Spielraum, die Tariflöhne wiederstär­
ker an die Effektivverdienste heranzuführen, ohne die Be­
schäftigung]zu"gefährden; sie könnten damit vor ihren 
Mitgliedern bestehen. Es muß freilich auch möglich sein, 
daß ein Unternehmen, das in eine Notsituation gerät, 
übertarifliche Lohnzahlungen ganz oder teilweise zurück­
nimmt, wenn dadurch die Krise abgewendet und Arbeits­
plätze erhalten werden können.

□  Sowohl beim betriebsnahen Tarifvertrag als auch 
beim yerbandstarifvertragTr^rrvorgesehen werdenjdaß.. 
neben dem (reduzierten) Fe^firTeiinrei^g^^bhäogi- 
ges, variables Zusatzentgelt gezahlt wirdrdessen Höhe 
sich an der Ertragsentwickiung des einzelnen JUnterneh- 
mens orientiert. Der Festlohn stellt sicher, daß der Arbeil- 
nehmer und seine Familie wirtschaftlich,abgesichert,ist. 
Die Zusatzentaeltkomponente verhindert, daß die Ar­
beitskosten im Unternehmenskalkül .fixe Kosten sind. 
Dies könnte sich positiv auf personalpolitische Entschei­
dungen auswirken: bei günstiger Absatzentwicklung hat 
das Unternehmen einen Anreiz, zusätzliche Arbeitskräfte 
einzustellen (der durchschnittliche Gesamtlohn aller sei­
ner Beschäftigten sinkt), bei rückläufigem Absatz braucht 
es nicht gleich zu entlassen.

□  Einezweialiedriae Entlohnung kann auch dadurch er­
folgen, daß die Tarifvertraasparfeien vereTriBäreTTdie^ÄT-"" 
beitnehm^anaßranchen-’bzw.Unternehmensgewmn'zu

beteiligen und ihnen diese Beteiligung durch Anteile am 
Eigenkapital des TjnteinSFirr^ 
lohnanS tiigw äreer^^
das Unternehmen wird das Investitionsrisiko kleiner, so 
daß die Investitionsbereitschaft zunimmt. Arbeitnehmer 
tragen an einem Einkommensrisiko, doch mindert sich 
ihr Arbeitsplatzrisiko. Bei gegebenem Einkommensrisiko 
wird der Einkommensanstieg in wachstumsträchtigen 
(und gewinnstarken) Branchen bzw. Unternehmen größer 
sein als in schrumpfenden (und gewinnschwachen). 
Diese Einkommensdifferenzierung fördert die Mobilität 
der Arbeitnehmer und verbessert die Beschäftigungsper­
spektiven in der Breite.

Die Tarifparteien sind gefordert

Modelle dieser Art sind seit langem bekannt. In der 
Fachliteratur sind die Vorteile ebenso wie die Schwächen 
eingehend diskutiert worden. Gewerkschaften und Ar­

beitgeberverbände wären mit der Aufgabe, konkrete Lö­
sungen zu finden, nicht überfordert. Zwar wissen wir aus 
Erfahrung im Westen, daß organisationspolitische Inter­
essen der Gewerkschaften und der Arbeitgeberverbände 
gegen den betriebsnahen Tarifvertrag und die Lohndrift 
stehen. Und bezüglich einer Zweiteilung der Lohnein­
kommen durch Gewinnbeteiligung und Vermögensbil­
dung liegen die Positionen von Gewerkschaften und Ar­
beitgeberverbänden weit auseinander. Aber die Solidari­
tät mit den Arbeitslosen, von der so viel die Rede ist, 
braucht die lohnpolitische Zurückhaltung an der Basis 
und die individuelle Differenzierung im tatsächlich Ver­
dienten. Gewerkschaftsführer und Arbeitgeberpräsiden­
ten von staatsmännischem Format würden bestimmt die 
Weichen in der Lohnpolitik so stellen -  ganz nach der De­
vise: Beschäftigung hat Vorrang vor Lohnangleichung.

Zur Solidarität mit den Arbeitslosen in Ostdeutschland 
gehört auch eine maßvolle Lohnpolitik im Westen. Vertei­
lungskämpfe an der Lohnfront passen überhaupt nicht in 
die gegenwärtige schwierige Übergangszeit, sie verspre­
chen nur Pyrrhussiege und erschweren unnötigerweise 
den Anpassungsprozeß. Wenn hierzulande hohe Tarif­
lohnsteigerungen vereinbart werden, werden die Arbeit­
nehmer in den neuen Bundesländern den Angleichungs­
druck bei den Löhnen über ihre Gewerkschaften verstär­
ken. Dies ist bei den diesjährigen Tarifabschlüssen prak­
tisch ignoriert worden. Sind die westlichen Tarifab­
schlüsse bis zum Frühjahr 1991 schon unter stabilitäts­
politischen Gesichtspunkten bedenklich13, so gilt dies

'2 Hierzu haben nachdrücklich u.a. auch der Sachverständigenrat und 
die Wirtschaftsforschungsinstitute geraten. Vgl. Sachverständigenrat 
zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung: Auf dem 
Wege zur wirtschaftlichen Einheit Deutschlands, Jahresgutachten 
1990/91, Stuttgart 1990; und DIW u.a., a.a.O.

13 Vgl. DIW u.a., a.a.O.
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erst recht im Hinblick auf die dringende Aufgabe, im 
Osten allen Arbeitsuchenden eine faire Beschäftigungs­
chance zu geben.

Deregulierung am Arbeitsmarkt

Faire Beschäftigungschancen müssen nicht nur von 
der Lohnpolitik kommen, sondern sie müssen auch durch 
die Arbeitsmarktordnung möglich gemacht werden, was 
wiederum besagt, daß der Arbeitsuchende nicht wegen 
arbeitsrechtlicher Regulierungen vor geschlossene 
Marktzutrittsschranken gerät. Dies kann ihm jetzt wider­
fahren, nachdem mit der Vereinigung Deutschlands das 
Arbeits- und Sozialrecht der alten Bundesrepublik auf die 
neuen Bundesländer mit gewissen Übergangsrege­
lungen übertragen worden ist. Wie die Deregulierungs­
kommission in ihrem Zweiten Bericht an die Bundesre­
gierung ausführt, trägt unsere Arbeitsmarktordnung dem 
Flexibilitätsbedarf der Arbeitsmärkte schon in West­
deutschland nicht genügend Rechnung14. Insbesondere 
geht der Bestandsschutz von normalen Arbeitsverhält- 
nisseazu weit, und es werden deshalb und wegen der Un- 
abdinqbarkeit der Tarifverträge in Verbindung Iri'iT'cfem 
Günstigkeitsprinzip und der_ ANĝ roeiDy.§xbiQdUßi3keit,. 
vomstäatfichenArbeltsvermittiunasmonopol ganz abae-_ 
sehen, die Chancendes.einzelnen,sein RechLaufJkbß.it 
zu verwirklichen, beeinträchtigt. Überdies^ hiji^e^jJas
staatliche ArbeitsvequMungs.mQnQDQj Arbeitslose
daran, sich bei der Suche nach einem Arbeitsplatz von 
wem sie wollen helfen zu lassen, also auch von Privaten 
gegen Entgelt, wenn sie dies für aussichtsreiche!; fialten. 
als dem Arbeitsamt zu vertrauen. Kurz: Die Arbeitsmarkt­
ordnung diskriminiert Arbeitslose.

Besonders schwer wiegen die Regulierungen in Ost­
deutschland, können sie doch den tiefen Strukturwandel, 
den dort auch die Arbeitsmärkte bewerkstelligen müs­
sen, mit der Folge behindern, daß in den bedrängten 
Branchen und Regionen noch weniger Beschäftigung 
rentabel gehalten werden kann als so schon und daß in 
anderen Bereichen, sprich den nach Inschwungkommen 
der Investitionstätigkeit wachstumsträchtigen Bereichen, 
zu wenig neue Arbeitsplätze angeboten und besetzt wer­
den.

Wenn die Vorschläge der Deregulierungskommission 
zur Deregulierung und Umregulierung in verschiedenen 
Bereichen der Arbeitsmarktordnung politisch umgesetzt 
würden, könnte von daher der beschäftigungspolitische

14 Vgl. Deregulierungskommission: Marktöffnung und Wettbewerb, 
Berichte 1990 und 1991, Stuttgart 1991.

’5 Vgl. auch Sachverständigenrat (1990), a.a.O.; Frankfurter Institut, 
a.a.O.; und Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium für Wirt­
schaft: Probleme der Privatisierung in den neuen Bundesländern, Bonn 
1991 (März).

16 Vgl. Deregulierungskommission, a.a.O., Ziffer 616.

Problemdruck in den neuen Bundesländern gemildert 
werden. Ob es dazu kommt, muß man abwarten; die Ge­
werkschaften haben bereits ihren massiven Widerstand 
angekündigt. Selbst bei Reformbereitschaft würde es 
nicht schnell gehenTtfaTfeTGesetegeber an vielen Stellen 
der Art5eitsmiMö^3iwig Hand anlegen müßte. Der für 
Gesetzesändferungin übliche Zeitbedarf könnte sich an­
gesichts der drängenden Beschäftigungsprobleme in 
Ostdeutschland als zu groß erweisen. Deshalb muß man 
auch hier neue Wege gehen: über einen wenigstens tem-

gleichsam im Vorgriff auf einel!)ereguiierung und Urnre- 
gulierung am Arbeitsmarkt für die gesamte Bundesrepu­
blik. Vordringlich erscheinen fünf Ausnahmeregelun­
gen15:

□  Die spezielle Abdingbarkeit von Verbandstarifverträ­
gen dül^Tt BStiTSK^TerimBanjing.„Speziell" neitit: im Not­
fall und nur für eine bestimmte Zeit. Die Erwartung ist, 
daß das-bedrängt^rtT&rnel^eni Hais im Einvernehmen 
mit dem Betriebsrat tarifliche Leistungen vorübergehend 
herabsetzt, die Sanierung mit möglichst wenigen Entlas­
sungen erreicht. Durch Lohnzugeständnisse helfen die 
Arbeitnehmer nicht nur, ein sanierungsfähiges Unterneh­
men wieder flottzumachen.sie helfenauch7ii^‘e'eige'nen 
Arbeitsplätze sicherer zu machenT’

□  Die Lockerung des Kündigungsschutzes bei Be- 
triebsübemahmen. Hier es"Sanjm 7 '^  Interesse 
westdeutscher und aiJsländist^RrJnyfistnren an dem Fr- 
werb der von ̂ r  f i ^ h ^ a i i s y t ^ privatisieiandeftee- 
triebe dadurch zu stärken, daßjsiejiichtjnjdlefeestehen^ 
den Arb§its,y&rMa^^ Es werden dann
zwar Arbeitskräfte entlassen, was angesichts der perso- 
nellenüberbesetzung in den Betrieben unvermeidlich ist, 
es können aber ändere Arbeitsplätze *erhalten werden, 
die ohne die Betriebsübernahme ebenfalls in ihrem Be- 
stand gefährdet wären. Die von der Bundesregierung ins 
Auge gefaßte Aussetzung des § 613a BGB in den neuen 
Bundesländern bis Ende 1992 zielt in die richtige Rich­
tung; die in der Öffentlichkeit gelegentlich geäußerten 
EG-rechtlichen Bedenken lassen sich ausräumen16.

□  Mehr Spielraum für den Abschluß von Zeitverträgen 
ohne B eg r ü ndunqserf o rdern i s. ziTenwäqenvrare3^~Er- 
laubnis, daß die nach dem Beschäftigungsförderungsqe- 
setz zulässigen befristeten Arbeitsverträge einmal um bis 
zu 18 Monate verlängert werden. dürfen. Eine.solche Re- 
gelung senkt die Schwellenkosten der Einstellung von 
Personal,;: Besonders Unternehmensneugründer brau­
chen diese Flexibilität im Arbeitsvertragsrecht, weil für 
sie am Anfang die Expansionsmöglichkeiten unsicher 
sind und sie erst nach einiger Zeit überblicken können, 
mit welcher Belegschaftsstärke (und entsprechend unbe­
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fristeten Arbeitsverträgen) sie am Markt bestehen kön­
nen. Für die Arbeitsuchenden, vor allem die weniger qua­
lifizierten Arbeitnehmer, ist es besser, einen Arbeitsplatz, 
wenn auch zunächst nur befristet, zu haben als keinen, 
und die Chance, später in ein Dauerarbeitsverhältnis 
übernommen zu werden, dürfte sich positiv auf die Moti­
vation und Qualifizierungsbereitschaft auswirken.

□  Der weitestgehende Verzicht auf eine Allgemeinver- 
bindlichkeitserklärung von Tarjfyerträgeftxlur6h,.den,Ar-.. 
beitsminister des Bundes oder eines, Bundeslandes. 
Größte ZurückhaltungTsrgeboten, um die von der Lohn­
politik zu leistende Lohndifferenzierung wirksam werden 
zu lassen. Es macht keinen Sinn, Unternehmen tarifver­
tragliche Pflichten aufzubürden, die sie in der gegenwärti­
gen Umbruchphase nicht erfüllen können. Es macht auch 
keinen Sinn, Arbeitsuchenden das Recht zu nehmen, 
durch die individuelle Vereinbarung untertariflicher Ar­
beitsbedingungen Beschäftigung zu finden. Wird von 
Staats wegen das Kartell der Tarifparteien vor Außensei­
terkonkurrenz der verbandsungebundenen Arbeitgeber 
und der Arbeitsuchenden geschützt, so werden noch 
mehr Betriebe vom Konkurs bedroht und verlieren noch 
mehr Menschen ihren Arbeitsplatz als ohnehin schon.

□  Die.Zulassynq:tiëwêrbTIcfieKArbejtsyermittlunq. Die 
staatlichen Arbeitsämter sind in Ostdeutschland erst im 
Aufbau begriffen, und es ist ohnehin zweifelhaft, daß sie 
als Monopol die Arbeitsvermittlung effizient betreiben 
können, ganz gleich wie großzügig sie personell und fi­
nanziell ausgestattet sind. Wenn neben den Arbeitsäm­
tern private Vermittler im Wettbewerb miteinander tätig 
werden, dürften sich die Beschäftigungschancen für Ar­
beitsuchende verbessern.

Soweit solche Ausnahmeregelungen in das Tarifver­
tragsrecht, einschließlich das durch richterliche Recht­
schöpfung geprägte, eingreifen, wird der Spielraum für 
differenzierte Betriebsvereinbarungen und Einzelarbeits­
verträge erweitert. Der kollektive Tarifvertrag wird da­
durch nicht entbehrlich, er soll es auch gar nicht, hilft er 
doch häufig, am Arbeitsmarkt Transaktionskosten zu 
sparen und Opportunismusgefahren zu begrenzen. Es 
wird auch nicht die Tarifautonomie in Frage gestellt, wie 
die Anwälte der bestehenden Arbeitsmarktordnung arg­
wöhnen werden, sie kann es auch nicht, steht sie doch als 
Eckpfeiler der freiheitlichen, auf Interessenausgleich 
zielenden Gesellschaftsordnung in unserem Lande unter 
grundrechtlichem Schutz. Es soll aber ein größerer Druck 
auf die Sozialpartner bestehen, bei Tarifabschlüssen die 
Auswirkungen auf die Beschäftigung -  regional, sektoral, 
individuell -  zu bedenken und zu berücksichtigen. Daß 
dies von selbst geschieht, ist alles andere als selbstver­
ständlich. Natürlich würde eine flexiblere Arbeitsmarkt­

ordnung, für sich genommen, die gewaltigen Beschäfti­
gungsprobleme in den neuen Bundesländern nicht lösen. 
Aber sie könnte, neben einer Lohnpolitik mit Augenmaß, 
das Ihre dazu beitragen, den Beschäftigungsrückgang 
abzubremsen und die Erwerbschancen für viele Arbeitsu­
chenden zu verbessern.

Flankierung durch Arbeitsmarktpolitik?

Eine Verbesserung der Beschäftigungslage erhoffen 
sich viele von der staatlichen Arbeitsmarktpolitik. Worauf 
sich diese Hoffnung stützt, bleibt im dunkeln. Es trifft zwar 
zu, daß in der Alt-Bundesrepublik und in anderen Indu­
strieländern der Staat mit vielfältigen Maßnahmen Ar­
beitslose davor bewahrt hat, ohne Betätigung zu sein, sei 
es, daß sie eine zeitlich befristete Arbeitsgelegenheit er­
halten (z. B. im Rahmen von Arbeitsbeschaffungsmaß­
nahmen), sei es, daß sie an Programmen der beruflichen 
Fortbildung und Umschulung teilnehmen. Es trifft aber 
nicht zu, daß auf diesem Wege mit Sicherheit zusätzliche 
Beschäftigungsmöglichkeiten auf Dauer entstehen. So­
bald Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen auslaufen, ent­
scheidet sich wieder am Markt, also an den Löhnen und 
den sonstigen tarifvertrags- und arbeitsrechtlichen Be­
dingungen, ob die Betreffenden vom bisherigen Arbeitge­
ber übernommen werden oder anderswo einen Arbeits­
platz finden. Sobald eine Qualifizierungsmaßnahme,ab­
geschlossen ist, mußsich erst,nochzeigen,.obdie,richti- 
gen, daß heißt knappheitsgerechten Qualifikatianea,et- 
worben wurden und ob das erhöhte Qualifikationsniveau 
des einzelnen zu seinen Einkommensansprüchen paßt. 
Trotz aktiver Arbeitsmarktpolitik mag sich später heraus­
steilen, daß die geförderten Personen doch offen arbeits­
los werden. Diese Erfahrung haben in der alten Bundes­
republik viele Arbeitnehmer machen müssen.

Angesichts des großen Problemdrucks auf dem ost- 
rifttrtsriRflh 'ÄrKatsmärETkann, hei aller Skepsis, die. 
staatlicheArbeitsmarktpolitik,.gleichwohh-ntcht--ttr>tätig 
bleiben.. Es gilt freilich, der Versuchung zu widerstehen, 
hierin das beschäftigungspolitische Allheilmittel zu se­
hen, bei den Arbeitnehmern falsche Hoffnungen zu wek- 
ken und die gesamtwirtschaftlichen Kosten auszublen­
den. Man kann diese Kosten begrenzen, indem die be­
reits bestehenden Instrumente je nach Lage differenzier­
ter eingesetzt werden. Bei Arbeitsbeschaffungsmaßnah­
men beispielsweise mußes möglich sein, daß diaEnttoh- 
nühg unterhalb des bei vergleichbarer regulärer Arbeit 
bezahiten Lohnes erfolgt; auch so wäre die finanzielle 
Lage für den Betroffenen besser, als sie wäre, wenn er nur 
Unterstützung aus der Arbeitslosenversicherung erhielte 
oder gar Sozialhilfe in Anspruch nehmen müßte. Bei Qua­
lifikationsprogrammen wiederum sollte der Weg für mög­
lichst viel Wettbewerb unter den Anbietern von Qualifizie­
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rungsmaßnahmen freigemacht werden. Die Arbeits­
kräfte, mit Qijalifizisrunasautscheinen auf Zeit ausge­
stattet, können selbst am besten entscheiden, welche 
Fortbildung für sie am geeignetsten ist; der Wettbewerb 
unter den Qualifizierern würde dafür sorgen, daß angebo- 
ten wird, was nachgefragt wird17. Bei der beruflichen Qua­
lifizierung der Arbeitskräfte einen arbeitsmarktpoliti­
schen Schwerpunkt zu setzen, ist auf jeden Fall vernünf­
tig. Die Chance für Arbeitsuchende, einen dauerhaften 
Arbeitsplatz zu finden, steigt. Aber es kommt nicht nur auf 
höhere Qualifizierung an, sondern vor allem auf eine 
Qualifizierung, die zu den künftigen beruflichen Anforde­
rungen paßt, und diese hängen entscheidend von Tempo 
und Richtung des künftigen Strukturwandels ab. Behör­
den haben es schwer, die marktgerechten Qualifikations­
profile für den Einzelfall und vorwärtsorientiert zu definie­
ren.

Schlußbemerkungen

Die Antwort auf die eingangs gestellte Frage, wann die 
Talsohle am Arbeitsmarkt in Ostdeutschland durchschrit­
ten ist, muß wohl lauten: „Rasch“, in wenigen Monaten, 
kann die Beschäftigung in den neuen Bundesländern 
nicht steigen. Selbst wenn die Beschäftigung steigt -  es 
geschieht bereits in einigen Bereichen wie Bauwirtschaft, 
Banken, Versicherungen, Freie Berufe - , wird der Anstieg 
in der Breite zunächst nicht so stark sein, daß die Arbeits­
losigkeit wieder spürbar zurückgeht. Die dortige Arbeits­
losigkeit ist nicht konjunkturell bedingt, sondern im weite­
sten Sinne strukturell, gleichsam eine Erblast der soziali­
stischen Kommandowirtschaft. Daher ist sie auch nicht 
rasch zu beheben, mit welchem Rezept auch immer-ein 
Patentrezept gibt es ohnehin nicht. Der Transformations­
prozeß braucht nun einmal seine Zeit, neue rentable Ar­
beitsplätze fallen nicht wie Manna vom Himmel, sie las­
sen sich auch nicht auf „Montagsdemonstrationen“ und 
an „runden Tischen“ herbeizaubern, sie müssen viel­
mehr über Investitionen entstehen. Wie arbeitsplatz­
schaffend die neuen Investitionen sind, hängt nicht zu­
letzt von den Arbeitskosten ab.

Daher liegt die Hauptverantwortung für den Beschäfti- 
gungsslänSTEeiden Tarifyertragsparteien. Aber sie wären 
überfördert, wenn sie allein das'S^cFiäRigungsproblem 
in den neuen Bundesländern bewältigen müßten. Der 
Staat hat auch Verantwortung zu übernehmen. Eine be-
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schäffigungspolitische Verantwortung des Staates kon­
statieren, heißt freilich nicht, alles für gut zu halten, was 
von ihm gefordert wird und unter diesem Etikett ge­
schieht. Man muß schon sehen, daß staatliche Maßnah­

17 Vgl. Henning K l o d t : Arbeitsmarktpolitik in der DDR: Vorschläge 
für ein Qualifizierungsprogramm, in: Die Weltwirtschaft, Heft 1, 1990, 
S. 78-90.

men der Beschäftigungspolitik schnell an Grenzen sto­
ßen -a n  Grenzen der Haushaltsbelastung, soweit es die 
Finanzierung betrifft, an Grenzen der ökonomischen 
Wirksamkeit, soweit es um die Faktorallokation und die 
Geldwertstabilität geht. Die Aufgabe ist nicht, einfach Ar­
beit zu beschaffen -  das kann der Staat, freilich unter In­
kaufnahme unerwünschter Folgekosten; es geht darum, 
Arbeitsplätze zu schaffen, möglichst viele, die rentabel 
und dauerhaft sind, im Wettbewerb also bestehen können 
und zu steigenden Realeinkommen verhelfen -  da kann 
der Staat schon sehr viel weniger tun.

Raten kann man unter beschäftiqunqspolitischen Ge­
sichtspunkten eigentlich nur zu Maßnahmen, die die pri­
vate" invesiitionsoereitscnatt In Ostdeutschland positiv 
beeinfIussenTlrTclieser Hinsicht sind wichtige Entschei-
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düngen bereits getroffen worden, zum Beispiel Privatisie- 
rung, Existenzgrundungsprogramme, Zuschüsse und 
S t e u er hlTTeTrrlürl^vafiiWestTtioTO t i -
onen im' VerKehrsbereT&ITunff in der Telekommunikation, 
Programme zur beruflichen Qualifizierung, Vereinfa- 
chuDS_de2?en5Slfiingsverfahren. Wegen' derübilcherT 
Wirkungsverzögerungen braucht die Wirtschaftspolitik 
einen langen Atem, muß sie ordnungspolitisch Kurs hal­
ten, darf sich nicht aus Gründen der politischen Opportu­
nität zu einem Krisenmanagement hinreißen lassen, das 
vielleicht einen kurzfristigen Erfolg -  die Erhaltung von 
unrentablen Betrieben und Arbeitsplätzen für eine Zeit­
lang -  bringt, diesen Erfolg aber zu Lasten vieler Arbeit­
suchender heute und auf Kosten der Arbeitsplätze und 
Realeinkommen von morgen erkauft. Durch das Kurieren 
an Symptomen sind noch nie realwirtschaftliche Pro­
bleme gelöst worden. Auch in der alten Bundesrepublik 
haben sich Erhaltungssubventionen immer wieder als 
Scheinlösung entpuppt; früher oder später kam doch das 
Aus für die vorher geschützten Arbeitsplätze, die unver­
meidlichen Anpassungszwänge waren dann um so 
schmerzlicher, der wachstumsnotwendige Strukturwan­
del wurde nur unnötig verzögert.

Der geeignete Ort, die Anpassungslasten abzufedern, 
ist die SoziaTpoTTtik. Dies müßte eigentlich den Arbeitneh- 
rnern m 3eri neuen Bundesländern klarzumachen sein. 
Jedenfalls würden alle, die beschäftigungspolitische Ver­
antwortung tragen, dem schwierigen Übergangsprozeß 
besser gerecht, wenn sie diese Aufklärung überzeugend 
betreiben, als wenn sie eine Politik der Lohnangleichung 
verfolgen, das Tarifvertrags- und Arbeitsrecht tabuisieren 
und im übrigen darauf setzen, daß die hierbei gemachten 
Fehler mit öffentlichem Geld korrigiert werden. Je mehr 
Fehler in der Lohnpolitik gemacht werden, um so länger 
wird es dauern, bis die Beschäftigung in den neuen Bun­
desländern in der Breite steigt, selbst wenn in den ande­
ren Bereichen der Wirtschaftspolitik alles gut geht.
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